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Der Nachweis der Unwirtschaftlichkeit gemäß der Wiener Bauordnungs
novelle 2023
Gutachten über die „wirtschaftliche Abbruchreife“ von 
Gebäuden werden von Sachverständigen in verwaltungs-
behördlichen Verfahren zum Nachweis der wirtschaftli-
chen Unzumutbarkeit von Instandsetzungsaufwendungen 
zur Erlangung einer baubehördlichen Abbruchbewilligung 
erstellt. Mit der Wiener Bauordnungsnovelle 20231 wurde 
der für die Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruchreife 
maßgebliche Gesetzwortlaut des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO 
wesentlich abgeändert. Der Nachweis einer wirtschaft-
lichen Abbruchreife eines Gebäudes als Grundlage zur 
Erlangung einer Abbruchbewilligung ist jedoch weiterhin 
ausdrücklich im Gesetz vorgesehen, wenngleich hierzu 
arbeitsintensive technische und immobilienfachliche bzw 
wirtschaftliche Analysen und Bewertungen erforderlich 
sind.

1.	Neuerungen zu § 60 Abs 1 lit d Wr BauO

1.1.	 Allgemeines

Bereits seit der Wiener Bauordnungsnovelle 20182 durf-
te entsprechend den Bestimmungen der Wr BauO für 
Bauwerke in Schutzzonen und Gebäude, die vor dem 
1. 1. 1945 errichtet wurden, die Abbruchbewilligung nur 
erteilt werden, wenn an der Erhaltung des Bauwerks in-
folge seiner Wirkung auf das örtliche Stadtbild kein öf-
fentliches Interesse besteht oder sein Bauzustand derart 
schlecht ist, dass die Instandsetzung technisch unmög-
lich ist oder nur durch wirtschaftlich unzumutbare Auf-
wendungen bewirkt werden kann. Diese drei in § 60 Abs 1 
lit d Wr BauO genannten Alternativen sind gleichrangig 
und ist daher die Einschränkung eines Abbruchansuchens 
auf einen der drei Tatbestände des § 60 Abs 1 lit d Wr 
BauO zulässig. In diesem Fall ist nur dieser Tatbestand 
allein Gegenstand des Verwaltungsverfahrens.3 Da hin-
sichtlich historischer Gebäude vielfach ein öffentliches 
Interesse an der Erhaltung dieser Gebäude erkannt wird 
und die technische Unmöglichkeit einer Instandsetzung in 
der Praxis einen Extremfall der wirtschaftlichen Abbruch-

reife darstellt, konzentrierte sich die gutachterliche Bewer-
tungspraxis seit der Wiener Bauordnungsnovelle 2018 auf 
die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit bzw Unwirtschaft-
lichkeit der Instandsetzungsarbeiten.4 Seither werden der 
Verwaltungsbehörde bei Ansuchen auf Bewilligung eines 
Abbruchs vermehrt bautechnische und immobilienfach-
liche Befunde und Gutachten als Beweismittel im Sinne 
der gesetzlichen Vorgaben (§ 46 AVG) beigebracht, wel-
che bereits vor der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 sehr 
arbeitsaufwendig in der Befundung, Dokumentation und 
Begutachtung waren, sich aber technisch und wirtschaft-
lich objektivierbarer dargestellt haben als baukünstleri-
sche und stadtbildgestalterische Aspekte und somit das 
Ergebnis eines Abbruchbewilligungsverfahrens für den 
Antragsteller besser abschätzen ließen.5

Am 23. 11. 2023 wurde vom Wiener Landtag die Wiener 
Bauordnungsnovelle 2023, eine Novellierung unter an-
derem der Wr BauO, beschlossen und am 13. 12. 2023 
kundgemacht. Damit wurde insbesondere der für die Be-
urteilung der wirtschaftlichen Abbruchreife maßgebliche 
Gesetzwortlaut des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO wesentlich 
abgeändert. Die Novellierung dieser Gesetzesstelle ist mit 
dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft getreten. 
Sie ist entsprechend den Übergangsbestimmungen auch 
rückwirkend auf Verfahren anzuwenden, die bereits nach 
dem 1. 7. 2023 anhängig gemacht wurden (Art V Abs 4 der 
Wiener Bauordnungsnovelle 2023).

Die wesentliche Neuerung zur Beurteilung der wirtschaft-
lichen Abbruchreife von Gebäuden im Sinne des § 60 
Abs 1 lit d Wr BauO ergibt sich daraus, dass nunmehr 
die Abbruchbewilligung nur erteilt werden darf, wenn die 
Instandsetzung trotz Einbeziehung von öffentlichen För-
derungen und der Berücksichtigung von wirtschaftlichen 
Ertragsoptimierungspotenzialen am Bauwerk nur durch 
wirtschaftlich unzumutbare Aufwendungen bewirkt wer-
den kann. Aufwendungen, die durch eine fahrlässige oder 
vorsätzliche Vernachlässigung der Erhaltungspflicht ent-
stehen, bleiben bei der Beurteilung der wirtschaftlichen 
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Abbruchreife außer Betracht. Dies gilt auch für Rechts-
nachfolger des Eigentümers (Miteigentümers), wenn diese 
von der fahrlässigen oder vorsätzlichen Vernachlässigung 
der Erhaltungspflicht Kenntnis hatten oder bei gehöriger 
Aufmerksamkeit Kenntnis haben mussten.

Die Intentionen des Gesetzgebers bei der Gesetzesfin-
dung waren in diesem Zusammenhang offensichtlich 
eine Verschärfung der Bedingungen zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen Abbruchreife mit dem Ziel der Erhaltung 
historisch wertvoller Bausubstanz und der Verhinderung 
einer Vernachlässigung der Erhaltungspflicht. Hierbei 
wurde der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und 
bei Gebäuden, die vor dem 1. 1. 1945 errichtet wurden, 
in mehrfach verfassungsrechtlich bedenklicher Weise 
grundlegend verschärft.6

Durch die mit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 ein-
hergehenden rechtlichen Änderungen wurde der gutach-
terliche Umfang für die erforderlichen bautechnischen und 
immobilienfachlichen bzw wirtschaftlichen Analysen, Kal-
kulationen und Bewertungen zur Ermittlung einer allfälli-
gen wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der Instandsetzung 
deutlich erweitert. Nach aktueller Rechtslage sind nun-
mehr zusätzliche sachverständige Beurteilungen hinsicht-
lich allfälliger Ertragsoptimierungspotenziale am Bauwerk 
erforderlich. Weiters sind technische Beurteilungen durch-
zuführen, inwieweit die notwendigen Instandsetzungs-
maßnahmen eine allfällig schuldhafte Vernachlässigung 
der Erhaltungspflicht aus technischer Sicht vermuten las-
sen. Dadurch hat sich der Arbeitsaufwand für die Erstel-
lung von Befund und Gutachten über die wirtschaftliche 
Abbruchreife von Gebäuden erheblich erhöht.

1.2.	 Rechtsanspruch auf Abbruchbewilligung

Festzuhalten ist, dass in Schutzzonen und bei Gebäuden, 
die vor dem 1. 1. 1945 errichtet wurden, in verfassungs-
konformer Interpretation (weiterhin) ein Rechtsanspruch 
auf Erteilung eines Abbruchauftrags bei wirtschaftlicher 
Unzumutbarkeit der Instandhaltung besteht, was auch 
einen Rechtsanspruch auf Erteilung einer Abbruchbewil-
ligung in solchen Fällen impliziert, zumal als Alternative 
zur Instandhaltungspflicht (§ 129 Abs 2 Wr BauO) nicht 
wie anderswo der Abbruch ohne Weiteres zur Verfügung 
steht.7

2.	Berücksichtigung von fahrlässiger oder 
vorsätzlicher Vernachlässigung

2.1.	 Allgemeines

Mit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 wurde das feh-
lende Verschulden als neues Kriterium zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen Abbruchreife im Gesetz integriert. Gemäß 
dem Gesetzeswortlaut des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO blei-
ben nunmehr Aufwendungen, die durch eine fahrlässige 
oder vorsätzliche Vernachlässigung der Erhaltungspflicht 
entstehen, bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Un-
zumutbarkeit der Instandsetzung außer Betracht. Die In-

standhaltungspflicht des Eigentümers ist in § 129 Wr BauO 
normiert. Die neue Einbeziehung der Verschuldensfrage 
stellt eine wesentliche Änderung der Grundlagen für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit bzw Zu-
mutbarkeit einer Instandsetzung dar.

Durch diese Verschärfungen wird eine nachhaltige Ver-
nachlässigung von Gebäuden derart sanktioniert, dass 
die dadurch hervorgerufenen Instandsetzungskosten (so-
genannter Instandhaltungsrückstau) bei der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Abbruchreife keine Berücksichtigung 
finden. Schäden an Gebäuden, die aus Gründen entstan-
den sind, die nicht auf eine Vernachlässigung der Erhal-
tungspflicht zurückzuführen sind, sind bei der Ermittlung 
der wirtschaftlichen Zumutbarkeit der Instandsetzung zu 
berücksichtigen. Bereits fahrlässiges Verhalten stellt eine 
schuldhafte Vernachlässigung der Erhaltungspflicht dar.8

In der Sitzung des Wiener Landtages vom 23. 11. 2023 
wurde mittels eines Abänderungsantrags9 die Wortfol-
ge „schuldhafte Vernachlässigung“ durch die Wortfolge 
„fahrlässige oder vorsätzliche Vernachlässigung“ ersetzt, 
was in juristischer Hinsicht keine Änderung zur Folge hat. 
Die diesbezügliche Begründung und die Debatte im Wie-
ner Landtag bringen deutlich die Intention zum Ausdruck, 
dass vor dem Hintergrund bestehender Instandhaltungs-
pflichten selbst nur fahrlässiges Verhalten keine Ausrede 
für den Zustand des Gebäudes bilden soll.10

2.2.	 Keine Verschuldensfrage für die Abbruchreife 
nach dem MRG

Während die Wiener Bauordnungsnovelle 2023 die Prü-
fung der Verschuldensfrage als Kriterium der wirtschaft-
lichen Abbruchreife im baubehördlichen Verwaltungsver-
fahren eingeführt hat, spielt nach der Rechtsprechung 
zum MRG die Ursache für die Abbruchreife bei einer Kün-
digung des Mieters gemäß § 30 Abs 2 Z 14 MRG keine 
Rolle. Daran ändert auch nichts, dass der Vermieter zur 
Erhaltung verpflichtet ist. Ist die Abbruchreife einmal ein-
getreten, steht dem Vermieter das Recht zur Kündigung 
zu.11 Die Behauptungs- und Beweislast für die Unwirt-
schaftlichkeit trifft den Vermieter.12 Die Ursache für die 
wirtschaftliche Abbruchreife eines Hauses selbst, also 
etwa die Unterlassung notwendiger Erhaltungsmaßnah-
men durch den Vermieter, stellt kein Tatbestandsmerkmal 
des § 30 Abs 2 Z 14 MRG dar. Daher ist das Verschulden 
des Vermieters am Eintritt der Abbruchreife unbeachtlich 
und sind die Voraussetzungen der Abbruchreife objektiv 
zu prüfen, wobei der verdrängte Mieter in einem solchen 
Fall aber berechtigt sein kann, bei Verschulden des Ver-
mieters Schadenersatz zu fordern.13

Da bei einer Kündigung durch den Vermieter im Sinne des 
§ 30 Abs 2 Z 14 MRG die baubehördliche Bewilligung zur 
Abtragung des Miethauses aufgrund der gesetzlichen Vor-
gabe bereits zwingend erteilt sein muss, ist für Bauwer-
ke in Schutzzonen und Gebäude, die vor dem 1. 1. 1945 
errichtet wurden, seit der Wiener Bauordnungsnovelle 
2023 davon auszugehen, dass bei Vorlage einer erteil-
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ten baubehördlichen Abbruchbewilligung, die auf einem 
Antrag einer wirtschaftlichen Abbruchreife im Sinne des 
§ 60 Abs 1 lit d Wr BauO fußte, die Verschuldensfrage 
im baubehördlichen Verwaltungsverfahren geprüft wurde, 
wenngleich diese Frage im Kündigungsverfahren ansons-
ten keine Relevanz hat.

2.3.	 Beweislast

Bezüglich der Frage, ob die Baubehörde oder den Antrag-
steller die Beweislast für das Vorliegen oder Nichtvorliegen 
von Verschulden trifft, liegen in der Fachliteratur teilweise 
unterschiedliche Interpretationen vor. Nach der zuzustim-
menden Meinung von G. Fuchs14 liegt die Beweislast – ent-
gegen der in der Literatur teilweise vertretenen Ansicht15 – 
nicht bei der Behörde, sondern beim Antragsteller, da es 
sich nicht um ein Verwaltungsstrafverfahren im Sinne des 
VStG, in dem die Vermutung der Fahrlässigkeit gilt, aber 
auch um kein amtswegiges Verfahren (wie etwa ein Auf-
tragsverfahren im Sinne des § 129 Wr BauO) handelt. Vom 
Antragsteller ist gegenüber der Behörde zu belegen, dass 
die Voraussetzungen der von ihm beantragten Abbruch-
bewilligung vorliegen und das Kriterium des fehlenden 
Verschuldens gegeben ist.

2.4.	 Verschulden als Rechtsfrage

Die Ziviltechnikerkammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland hat bereits im Zuge ihrer Stellungnahme zum 
Gesetzesentwurf16 angemerkt, dass die Beurteilung eines 
schuldhaften Verhaltens eine reine Rechtsfrage darstelle, 
die von Sachverständigen weder beurteilt werden kann 
noch beurteilt werden darf. Im Zuge der Erstellung von 
Befund und Gutachten zur wirtschaftlichen Abbruchreife 
können in diesem Zusammenhang von Sachverständigen 
nur die technischen Sachverhalte aufbereitet und techni-
sche Wertungen getroffen werden, die im Ergebnis alle 
einer rechtlichen Überprüfung bedürfen und einer richter-
lichen Würdigung unterliegen. Die aus technischer Sicht 
getroffenen Vermutungen und Wertungen des Sachver-
ständigen hinsichtlich einer allfällig schuldhaften Vernach-
lässigung der Erhaltungspflicht können daher aufgrund 
der fehlenden rechtlichen Überprüfungsmöglichkeit der 
mit der Erhaltung des Gebäudes einhergehenden rechtli-
chen Umstände, welche darüber hinaus einer richterlichen 
Würdigung unterliegen, nur unverbindliche technische 
Einschätzungen darstellen, für deren Inhalt und die damit 
verbundenen Ergebnisse und wirtschaftlichen Folgen der 
Sachverständige naturgemäß keine Gewähr und keine wie 
auch immer geartete Haftung übernehmen sollte.

2.5.	 Herausforderung in der Praxis

Sachverständige stehen in der Praxis vor der Heraus-
forderung, technische Beurteilungen durchzuführen, in-
wieweit die notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen 
aus technischer Sicht auf eine allfällig schuldhafte Ver-
nachlässigung der Erhaltungspflicht zurückzuführen sein 
könnten.

Im Zusammenhang mit der Verschuldensfrage erscheint 
eine Bezugnahme auf Baugebrechen im Sinne des § 129 
Wr BauO geeignet, um aus technischer Sicht Einschät-
zungen zu treffen, ob eine schuldhafte Vernachlässigung 
der Erhaltungspflicht gegeben sein könnte. Im Regelfall 
wird anzunehmen sein, dass bei Vorliegen eines Bauge-
brechens, welches einem Bauauftrag im Sinne des § 129 
Wr BauO zugänglich wäre, eine schuldhafte Vernachläs-
sigung der Erhaltungspflicht gegeben sein könnte. Wenn 
Baugebrechen jedoch erst im Zuge von fachlichen Befun-
dungen erstmalig festgestellt werden oder sich erst durch 
invasive Maßnahmen offenbaren, wird in der Regel anzu-
nehmen sein, dass keine schuldhafte Vernachlässigung 
der Erhaltungspflicht aus technischer Sicht vorliegt. Es 
sind aber auch im Einzelfall andere Sachverhalte möglich, 
bei denen keine schuldhafte Vernachlässigung der Erhal-
tungspflicht des Eigentümers bzw dessen Voreigentümers 
begründet werden kann.

Die Instandsetzungskosten zur Beseitigung eines Bau-
gebrechens, welches aus technischer Sicht auf eine Ver-
nachlässigung der Erhaltungspflicht zurückzuführen sein 
könnte, sind bei den Berechnungen zur wirtschaftlichen 
Abbruchreife im Sinne der Wr BauO nicht zu berücksich-
tigen. Die zur Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruchrei-
fe zu ermittelnden Instandsetzungskosten werden daher 
gegebenenfalls nicht sämtliche aus technischer Sicht zur 
Erhaltung bzw Nutzung des Gebäudes notwendigen Bau-
maßnahmen umfassen, sondern lediglich eine fiktive Grö-
ße darstellen, unter Ausblendung von Schadensbildern, 
die auf eine schuldhafte Vernachlässigung zurückzuführen 
sein könnten.

2.6.	 Versäumnisse der Rechtsvorgänger

Die Vernachlässigung der Erhaltungspflicht haftet am 
Gebäude. Sie erstreckt sich auch auf Rechtsnachfolger, 
wenn diese vom jeweiligen rechtswidrigen Zustand Kennt-
nis hatten oder bei gehöriger Aufmerksamkeit Kenntnis 
haben mussten,17 und sind Aufwendungen, die aufgrund 
einer schuldhaften Vernachlässigung der Erhaltungspflicht 
bereits bei früheren Eigentümern entstanden sind. Bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit sind sie 
nicht in die Berechnung miteinzubeziehen.18

Gemäß dem Erkenntnis des LVwG Wien vom 21. 5. 2025, 
VGW-111/077/5036/2024, muss eine Anlastung von Ver-
säumnissen der Rechtsvorgänger bei verfassungskon-
former Interpretation der Bestimmung auch gewissen 
zeitlichen Einschränkungen unterliegen. Nach Einschät-
zung des LVwG Wien kann die zeitliche Grenze für eine 
mögliche Anrechnung von Versäumnissen von Rechtsvor-
gängen unter sinngemäßer (analoger) Heranziehung der 
zivilrechtlichen Verjährungsfrist von 30 Jahren bei etwa 
30 Jahren angesetzt werden. Dabei wird nicht verkannt, 
dass die zivilrechtlichen Verjährungsfristen im öffentlichen 
Recht und damit im Baurecht nicht anzuwenden sind. Eine 
Anrechnung von Versäumnissen der Instandhaltung durch 
Rechtsvorgänger über eine Zeitspanne von 30 Jahren 
hinaus würde jedoch eine überschießende Anrechnung 
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von Versäumnissen durch Rechtsvorgänger bewirken. Im 
gegenständlichen Anlassfall würde diese mehr als 100 Jah-
re zurück bis zur mangelhaften Aufstockung im Jahr 1913 
bzw bis zur Nichtbehebung der durch diese mangelhafte 
Aufstockung verursachten Feuchtigkeitsschäden zurück-
reichen.

Das LVwG Wien hat sich in diesem Erkenntnis auch mit 
der Frage befasst, wie bei Änderungen der Rechtslage (im 
gegenständlichen Fall durch Erlassung einer Schutzzone) 
in Bezug auf allfällige vergangene Vernachlässigungen der 
Erhaltungspflicht von Rechtsvorgängern im Zusammen-
hang mit der Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruch-
reife umzugehen ist. Nach Einschätzung des LVwG Wien 
ist die Einrechnung von Instandhaltungspflichten vor Er-
lassung der Schutzzone im gegenständlichen Fall nicht 
gerechtfertigt, unter anderem deshalb, da das Gebäude 
von der Eigentümerin für den Abbruch bestimmt war und 
einem solchen Abbruch bis zur Erlassung der Schutzzo-
ne im Jahr 1993 auch kein rechtliches Hindernis entge-
genstand. Es kann der Eigentümerin nicht als Verletzung 
der Instandhaltungspflicht angelastet werden, wenn ihr 
Rechtsvorgänger in damals baurechtskonformer Weise 
den Abbruch des Gebäudes beabsichtigt und die Instand-
haltung des Gebäudes daher auf unbedingt notwendige 
Sicherungsmaßnahmen beschränkt hat.

Die in § 129 Wr BauO normierte Instandhaltungspflicht 
ist keine unbedingte. Sie wandelt sich in dem Zeitpunkt, 
in dem der Eigentümer beschließt, das Gebäude abzu-
tragen, in die Verpflichtung zur Durchführung (lediglich) 
unbedingt notwendiger Sicherungsmaßnahmen.19 Der 
VwGH ist demnach der Auffassung, dass in einem sol-
chen Fall die Tatsache, dass sich bei der zwischenzeitigen 
Erfüllung der an sich bestehenden gesetzlichen Verpflich-
tung zur Beseitigung von Baugebrechen ein als verloren 
zu betrachtender Bauaufwand ergeben würde, insoweit 
zu berücksichtigen ist, als es im öffentlichen Interesse als 
ausreichend angesehen werden muss, wenn (nur) jene 
Maßnahmen getroffen werden, die erforderlich sind, um 
eine unmittelbar drohende Gefahr für das Leben und die 
Gesundheit der Bewohner des Gebäudes, der Nachbar-
schaft und der Straßenbenützer bis zu dem Zeitpunkt hint-
anzuhalten, in dem voraussichtlich mit dem Abbruch des 
Gebäudes zu rechnen ist.20

Auf Basis des zitierten Erkenntnisses des LVwG Wien 
vom 21. 5. 2025 stellt sich die Frage, wie bei Gebäuden 
außerhalb von Schutzzonen, die vor dem 1. 1. 1945 er-
richtet wurden und bei denen ein Abbruch vor der Wiener 
Bauordnungsnovelle 2018 bewilligungsfrei möglich war, 
mit allfälligen zuvor entstandenen Vernachlässigungen 
der Erhaltungspflicht von Rechtsvorgängern umzuge-
hen ist. Eine gleichartige Vorgangsweise wäre es, wenn 
auch in diesem Fall die Einrechnung von Instandhaltungs-
pflichten vor Änderung der Wr BauO im Jahr 2018 nicht 
gerechtfertigt sein könnte, da einem Abbruch außerhalb 
einer Schutzzone bis zur Wiener Bauordnungsnovelle 
2018 kein rechtliches Hindernis entgegenstand. Eventuell 
könnte es auch hier dem Eigentümer nicht als Verletzung 

der Instandhaltungspflicht angelastet werden, wenn sein 
Rechtsvorgänger in damals baurechtskonformer Weise 
den Abbruch des Gebäudes beabsichtigt und die Instand-
haltung des Gebäudes daher auf unbedingt notwendi-
ge Sicherungsmaßnahmen beschränkt hätte. Allerdings 
könnte die Nichtvornahme eines Abbruchs auch als Wil-
lensbekundung zum Bestand und Erhalt des Gebäudes 
gewertet werden. Wie sich die Judikatur hierzu weiterent-
wickelt, bleibt abzuwarten.

3.	Berücksichtigung von Ertragsoptimierungs
potenzialen

3.1.	 Allgemeines

Seit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 sind bei der 
Beurteilung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit der In-
standsetzung eines Gebäudes auch wirtschaftliche bzw 
ertragssteigernde Änderungen und Optimierungen am 
Gebäude (Ertragsoptimierungspotenziale) in die Berech-
nung miteinzubeziehen. Mit Ertragsoptimierungspoten-
zialen sind Baumaßnahmen gemeint, die im konkreten 
Fall zwar einen wirtschaftlichen Aufwand bedeuten, aber 
gleichzeitig langfristig zu einer Ertragssteigerung führen. 
Die Kosten, die für eine solche Maßnahme anfallen, sind 
in die Berechnung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auf-
zunehmen. Solche Maßnahmen sind beispielsweise Ver-
besserungen der Ausstattungskategorie (§ 15a MRG), 
Umnutzungen sowie geschoßflächenunwirksame Aus-
bauten (zB des vorhandenen Dachraumes). Nicht davon 
erfasst sind größere Zubauten (zB ganzer Geschoße). Es 
sind nur solche Ertragsoptimierungsmaßnahmen in die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzunehmen, die über die 
verbleibende Restnutzungsdauer des Gebäudes zu einem 
positiven Saldo führen. Diese Beurteilung, ob ein Optimie-
rungspotenzial im Sinne einer wirtschaftlichen Änderung 
am Bauwerk vorliegt oder nicht, hat durch einen Sachver-
ständigen zu erfolgen.21

Die gesetzliche Einbeziehung von Ertragsoptimierungs
potenzialen am Bauwerk stellt eine wesentliche Änderung 
für die Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruchreife dar. 
Vor der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 war ausschließ-
lich die konsensgemäße Bestandsbebauung als Grund-
lage für die weiterführenden Berechnungen hinsichtlich 
der erzielbaren Erträge und der angemessenen Instand-
setzungskosten heranzuziehen. Die Berücksichtigung von 
Kosten für einen Dachausbau und allfällige bauliche Maß-
nahmen zur Verbesserung stand zuvor immer im Wider-
spruch zur höchstgerichtlichen Entscheidung des VwGH, 
wonach die zu berücksichtigenden Instandsetzungskos-
ten keine Maßnahmen zur Verbesserung bzw Adaptierung 
des Bestandsgebäudes beinhalten.22 Die zu berücksich-
tigenden Instandsetzungskosten umfassten daher bisher 
vorwiegend die angemessenen Maßnahmen, die dazu 
dienten, die Bestandobjekte unter Bedachtnahme auf den 
erteilten Baukonsens in einen vermietbaren Zustand zu 
versetzen. Allfällige Verbesserungen und Adaptierungen 
und die anschließende Möglichkeit der Erzielung allfällig 
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höherer Mieterträge im Vergleich zum konsensmäßen Ge-
bäudebestand blieben bislang außer Betracht.

3.2.	 Bebauungsstudien

Nach der Fachliteratur zum Wiener Baurecht sollten in 
Bezug auf die nach aktueller Gesetzeslage darzulegen-
den Ertragsoptimierungspotenziale Bebauungsstudien 
mit verschiedenen Varianten erstellt werden, wenngleich 
das Gesetz solche Bebauungsstudien nicht ausdrück-
lich vorsieht. Die projektierten Maßnahmen müssen eine 
Steigerung der Ertragsmöglichkeiten bringen, nicht nur 
etwa eine bauliche Verbesserung. Dabei ist auf die bau-
rechtliche Bewilligungsfähigkeit und sonstige rechtliche 
Umsetzbarkeit der angedachten Baumaßnahmen Be-
dacht zu nehmen. Die Erlangung einer baubehördlichen 
Bewilligung kann jedoch nicht als gesichert angenommen 
werden (insbesondere die Beurteilung des Stadtbildes als 
Bewilligungsvoraussetzung ist regelmäßig nicht vorher-
sehbar).23 Gegebenenfalls erforderliche Ausnahmebewilli-
gungen (zB im Sinne des § 69 Wr BauO) werden in der Re-
gel bedingt zu berücksichtigen sein. Ein Rechtsanspruch 
für eine nachfolgende Bewilligung dieser Maßnahmen ist 
nicht abzuleiten. Aufrechte Bestandverhältnisse oder der 
Denkmalschutz können beispielsweise rechtliche Ein-
schränkungen darstellen.24

Bei Mietobjekten, welche zu einem niedrigen Hauptmiet-
zins in sehr guter Lage unbefristet in Bestand gegebenen 
sind, zeigt die Praxis, dass diese oft über mehrere Ge-
nerationen nicht bestandfrei werden. Hier ergeben sich 
zumeist keine wesentlichen Möglichkeiten zur Anhebung 
des Bestandzinses durch allfällige Ertragsoptimierungs-
maßnahmen. Im Gegensatz dazu können insbesondere 
bei leer stehenden bzw befristet vermieteten Objekten 
bauliche Maßnahmen zur Sanierung bzw zur Verbesse-
rung der Ausstattungskategorie in Form einer Kategorie-
anhebung eine geeignete Möglichkeit zur Ertragsoptimie-
rung darstellen. Auch eine allfällige Zusammenlegung von 
Wohnungen zur Erreichung einer 130 m2 übersteigenden 
Nutzfläche und eines damit verbundenen angemesse-
nen, ortsüblichen Hauptmietzinses für eine Wohnung der 
Ausstattungskategorie A oder B (§ 16 Abs 1 Z 4 MRG) 
anstatt eines hierfür niedrigeren Richtwertmietzinses ist 
gegebenenfalls in Betracht zu ziehen. Bei den Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen zur Bewertung der wirtschaftlichen 
Abbruchreife fließen sowohl die mit den Ertragsoptimie-
rungsmaßnahmen verbundenen Aufwendungen als auch 
die damit verbundenen zusätzlichen Erträge ein.

3.3.	 Ausnahmen

Im Sinne der Erläuterungen zur Wiener Bauordnungsno-
velle 2023 werden bei den zu berücksichtigenden Ertrags-
optimierungspotenzialen gegebenenfalls nicht sämtliche 
Potenziale des Bauwerks vollständig erfasst, da größe-
re Zubauten (zB ganze Geschoße) nach den Gesetzes
materialien ausgeschlossen sind.25 Dadurch bleiben 
beispielsweise technisch mögliche und im Sinne der 

Bebauungsbestimmungen rechtlich zulässige ein- oder 
mehrgeschoßige Aufstockungen eines Bestandsgebäu-
des bzw die in der Praxis üblichen zweigeschoßigen – folg-
lich geschoßflächenwirksamen – Dachgeschoßausbauten 
außer Betracht. Ausschließlich geschoßflächenunwirksa-
me Ausbauten (zB des vorhandenen Dachraumes) sind zu 
berücksichtigen. Diese Einschränkung stellt in immobili-
enfachlicher Hinsicht eine besondere Annahme26 dar, also 
wenn von einem Umstand auszugehen ist, der sich von 
demjenigen unterscheidet, der zum Tag der Befundung 
verifizierbar ist. Die im Sinne der Gesetzesmaterialien zu 
erstellenden Wirtschaftlichkeitsberechnungen werden da-
her die Bestrebungen durchschnittlicher Marktteilnehmer, 
welche in der Regel sämtliche möglichen Ertragsoptimie-
rungspotenziale in Erwägung ziehen, gegebenenfalls nicht 
vollständig abbilden.

Auch die Option des Abbruchs des bestehenden Gebäu-
des und die anschließende Möglichkeit zur Errichtung 
eines Neubaus an seiner Stelle werden bei den Ertragsop-
timierungspotenzialen (weiterhin) nicht zu berücksichtigen 
sein. Der Gesetzeswortlaut in § 60 Abs 1 lit d Wr BauO ver-
weist in diesem Zusammenhang explizit auf die Ertrags-
potenziale am (bestehenden) „Bauwerk“ und nicht auf die 
Ertragspotenziale der „Liegenschaft“. Diese Vorgangswei-
se kann im Verwaltungsverfahren dahin gehend als plau-
sibel erachtet werden, da schließlich die wirtschaftliche 
Zumutbarkeit bzw Unzumutbarkeit einer Instandsetzung 
auf Basis einer gesetzlichen Regelung ermittelt wird und 
nicht eine allfällige Wertänderung durch die Möglichkeit 
eines Abbruchs der Baulichkeiten.27

Der zur Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruchreife he-
rangezogene Ertragswert der Liegenschaft nach Instand-
setzung stellt somit eine fiktive Größe dar, die von einer Ver-
mietung eines auf Basis des baubehördlichen Konsenses 
fiktiv instand gesetzten und gegebenenfalls verbesserten 
Gebäudes nach Durchführung von – gegebenenfalls nicht 
sämtlichen in Erwägung zu ziehenden – Baumaßnahmen 
zur Ertragsoptimierung ausgeht. Unter diesen besonde-
ren Annahmen wird dieser Ertragswert der Liegenschaft 
gegebenenfalls nicht das vom Markt wahrgenommene 
volle Nutzungspotenzial der Liegenschaft widerspiegeln. 
Der unter diesen aufgrund der Gesetzesmaterialien vor-
gesehenen besonderen Annahmen ermittelte Ertragswert 
der Liegenschaft nach Instandsetzung entspricht daher 
nicht dem tatsächlichen Verkehrswert gemäß § 2 Abs 2 
LBG bzw dem Verkehrswert bzw Marktwert im Sinne der 
Punkte 3.25. und 5.4.1. der ÖNORM B 1802-1,28 sondern 
einem Verkehrswert unter besonderen Annahmen.

3.4.	 Darstellung der Maßnahmen

Nach Geuder/G. Fuchs wird zur Darstellung der Ertrags-
optimierungsmaßnahmen nicht ein Detaillierungsgrad 
einer Einreichplanung erforderlich sein.29 Im Vergleich 
dazu waren gemäß dem (mittlerweile überholten) Leitfa-
den der Magistratsabteilung 25 der Stadt Wien vom Feb-
ruar 202030 sehr wohl Planunterlagen in Einreichplanquali-
tät über die notwendigen Sanierungsarbeiten, welche die 
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Basis für das Gutachten bilden, ausdrücklich vorgesehen 
und solche wurden in der Verwaltungspraxis auch einge-
fordert. In der Wr BauO selbst werden keine gesonder-
ten Einreichunterlagen für Abbruchansuchen, welche der 
Darlegung der wirtschaftlichen Abbruchreife dienen, nor-
miert. Die im Befund und Gutachten zur wirtschaftlichen 
Abbruchreife kalkulierten Baumaßnahmen zur Ertrags-
optimierung werden jedenfalls für die bescheiderlassen-
de Behörde nachvollziehbar darzustellen sein. Gemäß 
§ 63 Abs 2 Wr BauO sind den Einreichunterlagen all jene 
Unterlagen anzuschließen bzw können von der Behörde 
eingefordert werden, die eine ausreichende Beurteilung 
des Bauvorhabens gewährleisten und das Ermittlungsver-
fahren beschleunigen.

4.	Berücksichtigung von Förderungen

Mit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 wurde die Mit-
einbeziehung von öffentlichen Förderungen bei der Beur-
teilung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit der Instandset-
zung im Gesetz verankert. Darunter sind Förderungen von 
öffentlichen Stellen (sowohl nicht rückzahlbare öffentliche 
Mittel als auch niedrigverzinste Darlehen) zu verstehen.31

Dazu ist festzustellen, dass bereits vor der Wiener Bau-
ordnungsnovelle 2023 im Sinne der einschlägigen Ju-
dikatur und des Leitfadens der Magistratsabteilung 25 
allfällige Förderungen bei der Beurteilung der wirtschaft-
lichen Unzumutbarkeit von Instandsetzungsaufwendun-
gen zu berücksichtigen waren. Bereits der Begründung 
des VwGH zur Entscheidung vom 3. 4. 1984, 84/05/0007, 
ist zu entnehmen, dass Förderungen, also nicht rückzahl-
bare öffentliche Mittel (zB nicht rückzahlbare Zuschüsse 
oder Annuitäten), die der Abbruchwerber in Anspruch 
nehmen könnte, bei der Berechnung der wirtschaftlichen 
Zumutbarkeit jedenfalls anzurechnen sind, auch wenn er 
sich dagegen entscheiden sollte.

Die Einbeziehung von öffentlichen Förderungen in der 
gesetzlichen Bestimmung des § 60 lit d Wr BauO hat für 
die Praxis bei der Erstellung von Befund und Gutachten 
zur wirtschaftlichen Abbruchreife daher keine Neuerung 
bewirkt, da allfällig zustehende öffentliche Förderungen 
bereits zuvor in der Bewertung zu berücksichtigen waren.

5.	Merkblatt der Magistratsabteilung 37 vom Juni 2024

5.1.	 Allgemeines

In Wien ist die Magistratsabteilung 37 (Baupolizei) für die 
Bewilligung von Bauvorhaben und in diesem Sinn auch für 
Abbruchvorhaben zuständig. Hinsichtlich der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Abbruchreife wurde nach der Wiener 
Bauordnungsnovelle 2023 seitens der Stadt Wien durch 
die Magistratsabteilung 37 ein Merkblatt32 herausgegeben. 
In diesem Merkblatt werden die notwendigen Einreichun-
terlagen aufgelistet und mehrere Hinweise bzw Präzisie-
rungen dargelegt, unter anderem bezüglich der Vorgangs-
weise zur Ermittlung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit 

der Instandsetzung, zur Beurteilung der schuldhaften (vor-
sätzlichen und fahrlässigen) Vernachlässigung der Erhal-
tungspflicht und zum Ablauf des Prüfungsverfahrens.

Der Leitfaden zur Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruch-
reife der Stadt Wien, welcher vor der Wiener Bauordnungs-
novelle 2023 zuletzt im Februar 2020 vonseiten der Magis-
tratsabteilung 25 herausgegeben wurde, ist seither nicht 
aktualisiert worden. Wenngleich der nunmehr teilweise 
überholte Leitfaden der Magistratsabteilung 25 die aktuel-
le Rechtslage nach der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 
nicht wiedergibt, enthält er doch einige relevante Hinweise,33 
welche im aktuellen Merkblatt der Magistratsabteilung 37 
vom Juni 2024 nicht enthalten sind, wie beispielsweise all-
gemeine Kostenkriterien, welche nahezu gleichlautend der 
Judikatur des VwGH34 zu entnehmen sind, und Hinweise 
zum baubehördlichen Konsens als Grundlage für die Be-
rechnungen zur wirtschaftlichen Abbruchreife.

5.2.	 Schuldhafte Vernachlässigung

5.2.1.	 Vorbemerkung

Als Grundlage für die rechtliche Beurteilung des Verschul-
dens als neues Kriterium zur Bewertung der wirtschaftli-
chen Abbruchreife gemäß § 60 Abs 1 lit d Wr BauO werden 
die Grundsätze des § 6 Abs 1 StGB und des § 5 VStG an-
zunehmen sein, wenngleich die Anwendung der Regelun-
gen des VStG im Bewilligungsverfahren nicht normiert und 
durchaus systemfremd ist.35 Auszüge davon sind dem-
nach auch im aktuellen Merkblatt der Magistratsabteilung 
37 angeführt: „Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außer 
Acht lässt, zu der jemand nach den Umständen verpflichtet 
und nach seinen Verhältnissen befähigt ist und die ihm/ihr 
zuzumuten ist (vgl. § 6 Abs. 1 StGB). Bei Verletzung der 
Instandhaltungspflicht ist Fahrlässigkeit dann ohne weite-
res anzunehmen, wenn im Antrag nicht glaubhaft gemacht 
wird, dass den/die Eigentümer*in an der Verletzung dieser 
Verpflichtung kein Verschulden trifft (vgl. § 5 VStG).“

5.2.2.	 Nachweise

Gemäß diesem Merkblatt ist in Bezug auf eine allfällige 
schuldhafte (vorsätzliche bzw fahrlässige) Vernachlässi-
gung der Erhaltungspflicht im Antrag auf Abbruchbewilli-
gung darzulegen, warum die Gebrechen nicht zeitgerecht 
hätten erkannt werden können und nicht hätten behoben 
werden können. Zur Beurteilung sind Nachweise für getätig-
te Instandsetzungsmaßnahmen, Befunde und dergleichen 
vorzulegen. Der Ansatz einer erforderlichen Vorlage dieser 
Unterlagen entspricht auch der Entscheidung des LVwG 
Wien vom 12. 11. 2024, VGW-111/V/077/12585/2024. 
Es führt in diesem Beschwerdeverfahren aus, dass die 
Behörde in Anbetracht der Bestimmungen des § 63 Abs 2 
Wr BauO berechtigt war, von der Beschwerdeführerin ge-
mäß § 13 Abs 3 AVG jedenfalls die Vorlage eines Nachwei-
ses, dass die Gebrechen nicht zeitgerecht hätten erkannt 
werden können und nicht hätten behoben werden können, 
sowie einen Nachweis über getätigte Erhaltungsarbeiten 
(Rechnungen) zu verlangen. Das Fehlen dieser Unterlagen 
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stelle eine inhaltliche Unvollständigkeit des Ansuchens auf 
Gesamtabbruch dar. Ob die beantragte Bewilligung auf 
den Gesamtabbruch wegen Vorliegens von wirtschaft-
licher Abbruchreife erteilt werden kann oder nicht, kann 
naturgemäß erst dann inhaltlich beurteilt werden, wenn 
die für eine inhaltliche Beurteilung erforderlichen Unterla-
gen vollständig ausgearbeitet und vorgelegt werden. Das 
Abbruchansuchen wurde daher zurückgewiesen.

5.2.3.	 Vorprüfung

Weiters wird im Merkblatt der Magistratsabteilung 37 dar-
auf hingewiesen, dass die Thematik des Vorliegens eines 
schuldhaften Sanierungsrückstaus auch im Rahmen einer 
Vorprüfung gemäß § 64 Abs 3 Wr BauO grundsätzlich 
beurteilt werden kann. Die Erstellung eines Leistungsver-
zeichnisses sei hierfür nicht erforderlich. Da sich daraus 
jedoch kein Rechtsanspruch auf eine spätere abschlie-
ßende Beurteilung im Zuge des Bewilligungsverfahrens 
ergibt und auf Basis von unvollständig vorgelegten Nach-
weisen auch eine Vorprüfung nur sehr eingeschränkte und 
letztendlich unverbindliche Aussagen liefern kann, ist der 
konkrete Mehrwert dieser Vorprüfung zu hinterfragen.

5.3.	 Kosten zur Beseitigung von Baugebrechen

5.3.1.	 Vorbemerkung

Gemäß dem Merkblatt der Magistratsabteilung 37 kommt 
die Erteilung einer Abbuchbewilligung im Sinne des § 60 
Abs 1 lit d Wr BauO nur bei Vorliegen von Gebrechen in 
Betracht, die einem Bauauftrag zur Instandsetzung im 
Sinne des § 129 Wr BauO zugänglich wären. Nur die 
diesbezüglichen Kosten können als Instandsetzungskos-
ten bei der Beurteilung einer wirtschaftlichen Abbruchrei-
fe veranschlagt werden.

Dieser Konnex ist zwar dem Gesetz bzw den Materiali-
en zur Gesetzeswerdung in dieser Form nicht zu entneh-
men, erscheint in Anbetracht der gefestigten Judikatur der 
Höchstgerichte und der diesbezüglichen Erläuterungen in 
der Fachliteratur jedoch grundsätzlich nachvollziehbar. 
Das Institut der sogenannten wirtschaftlichen Abbruch
reife hat seinen Ursprung nämlich in der Judikatur zu den 
Grenzen der Instandsetzungsaufträge in der Schutzzone. 
Die Frage der zu prüfenden Wirtschaftlichkeit steht da-
her in unmittelbarem Zusammenhang mit Gebrechen, die 
einem baubehördlichen Bauauftrag zur Instandsetzung 
im Sinne des § 129 Wr BauO zugänglich wären.36 Auch 
Geuder/G. Fuchs sehen hier den engen Zusammenhang 
der Anforderungen zur Zulässigkeit von Instandsetzungs-
aufträgen im Sinne des § 129 Wr BauO und der Frage der 
wirtschaftlichen Abbruchreife und der Zulässigkeit bzw 
Erforderlichkeit eines Abbruchs.37

5.3.2.	 Bauauftrag zur Instandsetzung im Sinne  
des § 129 Wr BauO

Die Behörde kann auf Basis des § 129 Wr BauO bei Be-
darf die Behebung von Baugebrechen anordnen und 

einen Instandsetzungsauftrag erteilen. Die Grenzen der 
Instandsetzungsaufträge für vor dem Abbruch geschütz-
te Gebäude ergeben sich auf Basis der wirtschaftlichen 
Zumutbarkeit der Instandsetzung. Die qualifizierte In-
standsetzungs- und Herstellungspflicht für Gebäude in 
Schutzzonen (§ 7 Wr BauO) besteht bei verfassungskon-
former Auslegung des § 129 Abs 2, 4 und 10 Wr BauO 
nur insoweit, als die Maßnahme dem Hauseigentümer 
wirtschaftlich zugemutet werden kann.38 Im Sinne der ak-
tuellen Bestimmung des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO ist diese 
Entscheidung des VwGH grundsätzlich auch auf Gebäu-
de außerhalb von Schutzzonen, die vor dem 1. 1. 1945 
errichtet wurden, umzulegen. Ist ein Bauauftrag zur In-
standsetzung im Sinne des § 129 Wr BauO grundsätzlich 
möglich und ist dieser nicht auf eine schuldhafte Vernach-
lässigung der Erhaltungspflicht zurückzuführen und sind 
die notwendigen Instandsetzungsaufwendungen für den 
Hauseigentümer wirtschaftlich nicht zumutbar, können 
die Voraussetzungen einer wirtschaftlichen Abbruchreife 
im Sinne des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO vorliegen.

5.4.	 Kosten zur Ertragsoptimierung

Weiters können gemäß dem Merkblatt der Magistratsab-
teilung 37 jene Kosten, welche über die Beseitigung von 
Gebrechen, die einem Bauauftrag zur Instandsetzung im 
Sinne des § 129 Wr BauO zugänglich wären, hinausge-
hen, gegebenenfalls im Zusammenhang mit Ertragsopti-
mierungspotenzialen bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung 
berücksichtigt werden. Für die Praxis scheint die im Merk-
blatt grundsätzlich beschriebene Unterteilung der darge-
legten Kosten in Kosten zur Beseitigung von Baugebre-
chen und Kosten zur Ertragsoptimierung zur allgemeinen 
Übersicht zweckmäßig, dies auch im Hinblick auf die 
rechnerische Nachvollziehbarkeit allfälliger Bebauungs-
studien.

Nach der Ansicht des LVwG Wien ergibt sich anhand der 
Bestimmung des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO grundsätzlich 
eine Verpflichtung, Gebäude, die vor dem 1. 1. 1945 er-
richtet wurden, zu erhalten und dabei – insbesondere zur 
Vermeidung des Eintritts von wirtschaftlicher Abbruch
reife  – Ertragserzielungspotenziale am Bauwerk zu nut-
zen.39

5.5.	 Erforderliche Unterlagen

Die im aktuellen Merkblatt der Magistratsabteilung 37 
enthaltene Auflistung der erforderlichen Unterlagen ent-
hält Baupläne zur Darstellung des Konsenses, eine voll-
ständige Bestandserhebung (Ingenieurbefund der Stufe 3 
laut Leitfaden zur OIB-Richtlinie 1),40 Nachweise über ge-
tätigte Erhaltungsarbeiten (Rechnungen), nachvollziehba-
re, gewerksweise, eindeutig objektsbezogen zuordenbare 
Leistungsverzeichnisse über die erforderlichen Erhaltungs-
arbeiten, die Hauptmietzinsabrechnung der letzten 10 Ka-
lenderjahre und eine Mieterliste bzw eine tabellarische Auf-
stellung der einzelnen Mietgegenstände mit Angaben über 
die Nutzflächen und Ausstattungskategorien.
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Nach der Erfahrung der Verfasser ist diese Auflistung der 
notwendigen Einreichunterlagen zur Beurteilung der wirt-
schaftlichen Abbruchreife des Gebäudes, sofern die Ab-
bruchbewilligung darauf gestützt werden soll, unvollstän-
dig. Diese Auflistung enthält beispielsweise keine für das 
Ansuchen auf Abbruchbewilligung erforderlichen Planun-
terlagen über die notwendigen Sanierungsarbeiten und 
seit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 auch über die 
baulichen Maßnahmen der projektierten wirtschaftlichen 
Ertragsoptimierungspotenziale. Weiters ist einem Ansu-
chen auf Abbruch insbesondere das bau- und immobili-
enfachliche Gutachten eines Sachverständigen über die 
wirtschaftliche Abbruchreife, welches die zur Bewertung 
der Unwirtschaftlichkeit der Instandsetzung erforderli-
chen Wirtschaftlichkeitsberechnungen zur Ermittlung des 
Deckungsfehlbetrags beinhaltet, beizulegen. Im überhol-
ten Leitfaden der Magistratsabteilung 25 aus 2020 sind 
diese zusätzlichen Unterlagen, also die Planunterlagen 
über die Sanierungsarbeiten und das Gutachten über die 
wirtschaftliche Abbruchreife, sehr wohl aufgelistet. Es ist 
jedenfalls davon auszugehen, dass diese Unterlagen auch 
weiterhin erforderlich sind, um als Abbruchwerber der be-
scheiderlassenden Behörde eine nachvollziehbare und 
vollständige Beurteilungsgrundlage für eine wirtschaftli-
che Abbruchreife eines Gebäudes zur Verfügung stellen 
zu können.

Auch im Beschwerdeverfahren vor dem LVwG Wien ist der 
vollständig und nachvollziehbar mittels entsprechender 
Unterlagen, Befunde, Gutachten etc aufbereitete Nach-
weis einer wirtschaftlichen Abbruchreife wesentlich. So 
hat das LVwG Wien beispielsweise in einem Verfahren 
die Beschwerde abgewiesen und dabei unter anderem 
Folgendes erkannt: „Eine etwaige technische oder wirt-
schaftliche Abbruchreife des Gebäudes wurde von der 
Beschwerdeführerin nicht aufbereitet und nicht nachge-
wiesen. Die Frage, ob ein Abbruch allenfalls auf eine etwa-
ige technische oder wirtschaftliche Abbruchreife gestützt 
werden könnte, konnte daher im gegenständlichen Be-
schwerdeverfahren nicht inhaltlich behandelt werden.“ 41

6.	Ermittlungsmethoden

6.1.	 Allgemeines

Hinsichtlich der Frage, wie die wirtschaftliche Zumutbar-
keit bzw Unzumutbarkeit von Instandsetzungsaufwendun-
gen im Sinne des § 60 Wr BauO methodisch korrekt zu er-
mitteln ist, liegen in der Verwaltungspraxis des Magistrats 
der Stadt Wien und der Judikatur des VwGH teilweise un-
terschiedliche Betrachtungsweisen vor. Durch die Wiener 
Bauordnungsnovelle 2023 wurden die Voraussetzungen 
einer wirtschaftlichen Abbruchreife zwar teilweise konkre-
tisiert, jedoch (weiterhin) keine Bewertungsmethoden für 
die Wirtschaftlichkeitsberechnungen normiert. Auch die 
diesbezüglichen erläuternden Bemerkungen enthalten zur 
Bewertungsmethodik keine Hinweise.

Das LVwG Wien hat in rechtlicher Hinsicht in seinem Er-
kenntnis vom 21. 5. 2025, VGW-111/077/5036/2024, wo 

bereits die Neuerungen durch die Wiener Bauordnungs-
novelle 2023 zu berücksichtigen waren, erneut die Ent-
scheidung des VwGH vom 24. 5. 1976, 797/74, zitiert, 
in der sich der VwGH intensiv mit den Grundsätzen zur 
Beurteilung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit bzw Zu-
mutbarkeit von Instandsetzungsaufwendungen ausein-
andergesetzt hat. Dadurch wird deutlich, dass trotz der 
Neuerungen durch die Wiener Bauordnungsnovelle 2023 
hinsichtlich der grundsätzlichen Vorgangsweise zur Beur-
teilung einer wirtschaftlichen Abbruchreife weiterhin die 
gefestigte Judikatur der Höchstgerichte zu beachten ist.

Die gefestigte Judikatur sieht zur Beurteilung der wirt-
schaftlichen Unzumutbarkeit von Instandsetzungsaufwen-
dungen vor, die Werterhöhung durch die Instandsetzung 
dem Kostenaufwand der Instandsetzung gegenüberzustel-
len.42 Zusätzlich hat der VwGH erkannt, dass die Ableitung 
einer wirtschaftlichen Unzumutbarkeit bzw Zumutbarkeit 
der Instandsetzung dadurch festgestellt werden kann, ob 
die Kosten unter Berücksichtigung allfällig zur Verfügung 
stehender öffentlicher Mittel auf – gegebenenfalls nach 
§§  18 und 19 MRG erhöhte – Mietzinse innerhalb der 
Amortisationszeit eines zur Deckung des finanziellen Auf-
wands nötigen Darlehens übergewälzt werden können.43 
Im Sinne der aktuellen Rechtslage nach der Wiener Bau-
ordnungsnovelle 2023 werden bei der Beurteilung der wirt-
schaftlichen Abbruchreife ergänzend auch allfällige zusätz-
liche Erträge durch Maßnahmen zur Ertragsoptimierung 
und die damit verbundenen Kosten zu berücksichtigen 
sein und notwendige Aufwendungen zur Instandsetzung, 
welche auf eine fahrlässige oder vorsätzliche Vernachläs-
sigung der Erhaltungspflicht zurückzuführen sind, nicht zu 
berücksichtigen sein.

In Bezug auf die Neuerungen zu § 60 Abs 1 lit d Wr BauO 
durch die Wiener Bauordnungsnovelle 2023 sind dabei 
insbesondere folgende Punkte zu beachten:

	• Berücksichtigung fahrlässiger oder vorsätzlicher 
Vernachlässigung: Aufwendungen zur Instandset-
zung, die durch eine fahrlässige oder vorsätzliche Ver-
nachlässigung der Erhaltungspflicht entstehen, haben 
bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Abbruchreife 
außer Betracht zu bleiben.

	• Berücksichtigung von Förderungen: Förderungen 
von öffentlichen Stellen, sowohl nicht rückzahlbare 
öffentliche Mittel als auch niedrig verzinste Darlehen, 
sind zu berücksichtigen.

	• Berücksichtigung von Ertragsoptimierungspoten-
zialen: Wirtschaftliche Ertragsoptimierungspotenziale 
am Bauwerk sind bei der Beurteilung der wirtschaft-
lichen Abbruchreife zu berücksichtigen, wie beispiels-
weise:

	− Verbesserungen der Ausstattungskategorie (§ 15a 
MRG);

	− Umnutzungen;

	− geschoßflächenunwirksame Ausbauten (zB des vor-
handenen Dachraumes).
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Nicht davon erfasst sind größere Zubauten (zB ganzer 
Geschoße).

Es sind nur solche Ertragsoptimierungsmaßnahmen in 
die Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzunehmen, die 
über die verbleibende Restnutzungsdauer des Gebäu-
des zu einem positiven Saldo führen.

6.2.	 Problematik Bodenwert

Das aktuelle Merkblatt der Magistratsabteilung 37 aus 
2024 sieht – wie bereits der vorherige Leitfaden der Ma-
gistratsabteilung 25 aus 2020 – eine Gegenüberstellung 
des Verkehrswerts der Liegenschaft nach Instandsetzung 
zum notwendigen Kostenaufwand der Instandsetzung 
vor. Dabei sind (fiktive) Rücklagen, öffentliche Förderun-
gen und Ertragsoptimierungspotenziale am Bauwerk zu 
berücksichtigen. Die Gegenüberstellung ergibt den so-
genannten Deckungsfehlbetrag. Da bei dieser Methodik 
die Instandsetzungsaufwendungen in das Gebäude den 
Verkehrswert der Liegenschaft, somit inklusive Boden-
wert, nach Durchführung der Instandsetzung übersteigen 
müssen, um eine wirtschaftliche Abbruchreife darzustel-
len, kommt dem Bodenwert einer Liegenschaft eine ganz 
maßgebliche Bedeutung zu. Dazu ist festzuhalten, dass 
weder dem Gesetz, den Gesetzesmaterialien noch der Ju-
dikatur der Höchstgerichte diese in der Verwaltungspraxis 
gängige Methode zu entnehmen ist.

Die gefestigte Judikatur des VwGH sieht zur Beurteilung 
der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit andere Methoden 
vor, bei denen dem Bodenwert keine bzw nur eine unter-
geordnete Rolle zukommt, so etwa die Gegenüberstellung 
der Instandsetzungskosten zu den erzielbaren Mietein-
nahmen bei Instandsetzung und die Gegenüberstellung 
der Instandsetzungskosten zur dadurch erzielbaren Wert-
erhöhung der Liegenschaft.44 Das LVwG Wien hat in seiner 
Entscheidung vom 17. 6. 2025, VGW-111/069/9480/2023, 
aus Sicht der Autoren zutreffend erkannt, dass der Boden-
wert sich durch die Instandsetzung nicht verändert und 
somit im Wert vor Instandsetzung gleichermaßen enthal-
ten wäre wie im Wert nach Instandsetzung, sodass er für 
die Ermittlung einer Werterhöhung durch die Instandset-
zung jedenfalls ohne Relevanz wäre. Gegen diese Ent-
scheidung, welche den Abbruch des Gebäudes zuguns-
ten des Abbruchwerbers bewilligte, erhob die Stadt Wien 
kein Rechtsmittel.

7.	Neuer Leitfaden für Gutachten

Vonseiten des Hauptverbandes der Gerichtssachverstän-
digen, Landesverband Wien, Niederösterreich und Bur-
genland, ist in Zusammenarbeit mit der Ziviltechnikerkam-
mer für Wien, Niederösterreich und Burgenland aktuell ein 
neuer Leitfaden für die Erstellung von Befund und Gutach-
ten über die wirtschaftliche Abbruchreife von Gebäuden 
im Sinne des § 60 Abs 1 lit d Wr BauO in Bearbeitung. 
Dieser Leitfaden soll Sachverständigen und Abbruchwer-
bern einen Überblick über die komplexe Thematik der 

wirtschaftlichen Abbruchreife unter Berücksichtigung der 
aktuellen Rechtslage nach der Wiener Bauordnungsnovel-
le 2023 ermöglichen und als Hilfestellung für die gutach-
terliche Praxis dienen.

8.	Zusammenfassung

Aufgrund der gesetzlichen Regelungen in § 60 Abs 1 
lit d Wr BauO unterliegen Bauwerke in Schutzzonen und 
Gebäude, die vor dem 1. 1. 1945 errichtet worden sind, 
einem besonderen Bestandsschutz. Mit der Wiener Bau-
ordnungsnovelle 2023 wurden die gesetzlichen Bestim-
mungen bezüglich der „wirtschaftlichen Abbruchreife“ 
zum verstärkten Schutz alter, erhaltungswürdiger Ge-
bäude verschärft. Sachverständige stehen aufgrund der 
gesetzlichen Neuerungen vor bau- und immobilienfach-
lichen Herausforderungen bei der Erstellung von Befund 
und Gutachten zum Nachweis der wirtschaftlichen Ab-
bruchreife eines Gebäudes. Insbesondere sind nunmehr 
Ertragsoptimierungspotenziale am Bauwerk in die Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen miteinzubeziehen und sollen 
Instandsetzungskosten, welche auf eine schuldhafte Ver-
nachlässigung der Erhaltungspflicht des Eigentümers bzw 
dessen Rechtsvorgänger zurückzuführen sind, außer Be-
tracht bleiben. Seit der Wiener Bauordnungsnovelle 2023 
sind in Wien bislang weniger Abbruchanträge gestellt wor-
den, wenngleich weiterhin ein Rechtsanspruch auf Ertei-
lung einer Abbruchbewilligung besteht und die gefestigte 
Judikatur des VwGH die Methoden zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen Unzumutbarkeit wegweisend vorgibt.

9.	Ausblick

Befund und Gutachten über die wirtschaftliche Abbruch-
reife von Gebäuden werden in der Praxis weiterhin eine 
geeignete Grundlage darstellen, um im gegebenen Fall 
eine wirtschaftliche Unzumutbarkeit der Instandsetzung 
eines Gebäudes nachvollziehbar zu begründen und dar-
auf basierend eine Abbruchbewilligung zu erlangen.

Ein neuer Leitfaden für die Erstellung von Befund und Gut-
achten über die wirtschaftliche Abbruchreife von Gebäuden 
ist aktuell vom Hauptverband der Gerichtssachverständi-
gen, Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgen-
land, in Zusammenarbeit mit der Ziviltechnikerkammer für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland in Ausarbeitung.
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